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INSERAT

Herr Blocher, am Montag reist Bun-
despräsidentin Sommaruga nach
Brüssel, um mit der EU einen Kom-
promiss für die Umsetzung der Mas-
seneinwanderungsinitiative zu fin-
den. Glauben Sie immer noch an ei-
ne Verhandlungslösung?
Christoph Blocher: Ich kann die
Chancen nicht beurteilen. Fakt ist:
Bern hat schon längst kapituliert. Der
Bundesrat sagt öffentlich, er wolle die
Masseneinwanderungsinitiative umset-
zen und gleichzeitig die mit der Perso-
nenfreizügigkeit verbundenen Verträge
keinesfalls gefährden. Damit signali-
siert er Brüssel, dass der Bundesrat die
Initiative im Zweifel gar nicht umsetzen
will.

Es gibt Stimmen, die sagen, sie hät-
ten dem Bundesrat Kompromissbe-
reitschaft signalisiert. Im Notfall
soll auf Kontingente und Inländer-
vorrang verzichtet und das gesamt-
wirtschaftliche Interesse gerade we-
gen des hohen Frankens höher ge-
wichtet werden.
Da ist der Wunsch Vater des Gedan-
kens. Von dem kann keine Rede sein.
Der hohe Franken macht die Zuwande-
rungsbeschränkung noch wichtiger. Es
wird für Unternehmer noch attraktiver,
billige ausländische Arbeitskräfte anzu-
stellen. Die Arbeitslosigkeit wird stei-
gen, solange wir keinen Inländervor-
rang haben. Wenn jemand eine andere
Idee hat, welche die Zuwanderung
deutlich reduziert, dann soll er sie
bringen. Bis jetzt ist nichts auf dem
Tisch. Wischiwaschi-Lösungen wie
Ventilklauseln, Schutzklauseln oder
andere Schlaumeiereien kommen
nicht infrage.

Warum lancieren Sie nicht sofort ei-
ne Initiative zur Kündigung der Per-
sonenfreizügigkeit?
Sobald der Bundesrat nach aussen si-
gnalisiert, dass er die Initiative wegen
der EU nicht durchsetzen kann, und er
nicht bereit ist, das Personenfreizügig-
keitsabkommen zu kündigen, muss die
Durchsetzungsinitiative lanciert wer-
den. Jetzt ist der Bundesrat am Zug. Er
soll sagen, wie er die Initiative umsetzen
will. Volk und Stände haben entschie-
den, dass die Zuwanderung eigenstän-
dig geregelt werden muss durch jährli-
che Höchstkontingente und Inländer-
vorrang. Der Auftrag ist klar!

Nehmen wir an, EU-Kommissions-
Präsident Jean-Claude Juncker gibt
Sommaruga am Montag eine Ab-
fuhr. Daraufhin beschliesst der Bun-
desrat eine weiche Umsetzung ohne
wirkliche Kontingente und Inlän-
dervorrang. Was dann?

Dann lancieren wir sofort eine Volks-
initiative zur Kündigung der Personen-
freizügigkeit. Ich gehe allerdings nicht
davon aus, dass Frau Sommaruga dies
im Wahljahr machen wird.

Das müssen Sie erklären.
Der Bundesrat spielt auf Zeit. Das Um-
setzungsgesetz liegt ja schon lange
pfannenfertig in der Schublade. Es
galt ja schon von 1970 bis 2007. Zu-
erst hiess es, bis Ende Jahr werde es
vorgelegt. Dann war es auf den

21.1.2015 angesagt. Jetzt ist Ende Janu-
ar und noch immer ist nichts passiert.
Jetzt verspricht er es auf den
11.2.2015. Das hat Gründe.

Weil er parallel mit der EU ins Ge-
spräch kommen will.
Verhandeln, ohne zu wissen worüber?
Man wartet, bis Brüssel definitiv Nein
sagt, dann kann Frau Sommaruga zu
Hause erklären, es hätte leider nicht
funktioniert, darum könne die Initiati-
ve nicht umgesetzt werden.

Sie widersprechen sich. Schlägt der
Bundesrat nun eine harte oder eine
weiche Variante vor?
Ich gehe davon aus, dass man uns im
Februar ein Gesetz präsentiert, das den
Volkswillen einigermassen respektiert.
Dann kommt die Vernehmlassung bis
im Mai, dann die Sommerferien, dann
eine Botschaft. Alles zieht sich hinaus
bis nach den Wahlen. Dann wohl ein
definitives Nein aus Brüssel. Und erst
nach den Wahlen wird man sagen, die
Initiative könne man nicht so umset-
zen, wie es das Volk beschlossen hat.
Spätestens zu diesem Zeitpunkt muss
eine Initiative folgen zur definitiven
Kündigung.

Doris Leuthard will unbedingt ein
Stromabkommen. Sie?
Natürlich haben wir nichts dagegen,
den Stromverkehr zu regeln. Nice to
have! Doch existenziell ist ein solches
Abkommen auf keinen Fall. Das ganze
EU-Stromrecht übernehmen, kommt
nicht infrage. Die Schweiz ist eine
Stromdrehscheibe.

Auch die Verhandlungen bei den in-
stitutionellen Fragen stocken. War-
um?
Hoffentlich stocken sie für immer!
Auch hier ist der Bundesrat nicht an ei-
ner Diskussion vor den Wahlen interes-
siert. Er kann nur verlieren. Aber auch
hier hat er schon nachgegeben. Das
ganze Paket wird 2016 kommen. Dann

wird man versuchen, uns fremdes
Recht und fremde Richter schmackhaft
zu machen. Ich freue mich auf diesen
Abstimmungskampf. Wir werden ihn
mit Sicherheit gewinnen.

Offen ist, welches Gericht Streitfälle
zwischen der Schweiz und Brüssel
entscheiden soll. Eine Möglichkeit
wäre auch das Efta-Gericht, wo die
Schweiz selber einen Richter stellt.
Ob Europäischer Gerichtshof oder Ef-
ta-Gericht: Wir akzeptieren keine frem-
de Gerichtsbarkeit. Die Schweizer mer-
ken, dass man sie hier über den Tisch
ziehen will. Wir wollen kein fremdes
Gericht, das insbesondere die direkte
Demokratie ausschaltet. Wir sind
Nicht-Mitglied der EU, und das soll so
bleiben.

Wann lancieren Sie die angekündig-
te Initiative «Schweizer Recht vor
Völkerrecht»?
Voraussichtlich im Frühling. Die letzten
Abklärungen laufen. Sicher aber noch
in diesem Jahr.

Interview Christoph Blocher lehnt eine weiche Umsetzung der Zuwanderungsinitiative ab

«Bern hat doch schon
längst kapituliert»

«Wischiwaschi-Lösungen
wie Schutzklauseln
kommen nicht infrage.»

«Die Arbeitslosigkeit wird steigen, solange wir keinen Inländervorrang
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Die Schweizerische Nationalbank (SNB)
will wegen des Rekordgewinns 2014 zu-
sätzlich eine Milliarde Franken an Bund
und Kantone ausschütten. Damit wür-
den sie insgesamt 2 Mrd. Fr. von der
SNB für das Geschäftsjahr 2014 erhal-
ten. Die SNB habe sich mit dem Eidge-
nössischen Finanzdepartement (EFD)
auf diesen Betrag geeinigt, teilte die Na-
tionalbank gestern Freitag mit. Möglich
mache die Ausschüttung der Rekordge-
winn der SNB für das Geschäftsjahr
2014. Dieser beträgt nach provisori-
schen Berechnungen ungefähr 38 Mrd.
Franken, wie die SNB bereits Anfang Ja-
nuar gemeldet hatte. (SDA)

Schweizerische Nationalbank

Zusätzliche Milliarde
für Bund und Kantone

Zwei SVP-Parteikader wegen
Kosovaren-Inserat angeklagt
Wegen des Inserats «Kosovaren
schlitzen Schweizer auf!» müssen sich
zwei hohe Parteikader der SVP
Schweiz vor Strafgericht verantworten.
SVP-Generalsekretär Martin Baltisser
und dessen Stellvertreterin Silvia Bär
wurden wegen mehrfacher Rassendis-
kriminierung angeklagt. Das Inserat
war Teil der Kampagne für die SVP-
Masseneinwanderungsinitiative. (SDA)

Abstimmungsbeschwerde
eingereicht
Die Volksabstimmung vom 9. Februar

2014 könnte womöglich vom Bundes-
gericht für ungültig erklärt werden. Soll-

te das in der Abstimmungskampagne

eingesetzte Inserat «Kosovaren schlit-

zen Schweizer auf!» vom höchsten Ge-
richt als rassistisch erachtet werden,

wäre die Stimmbevölkerung mittels

strafbarer Handlung manipuliert wor-

den. Zwei Zürcher Anwälte haben des-
wegen eine Abstimmungsbeschwerde

eingereicht. (SDA)

Umfrage zeigt leichte Mehrheit
für Familiensteuer-Initiative

Für die CVP-Volksinitiative zur Familien-

besteuerung hätte es laut der SRG-

Trendumfrage Mitte Januar eine knappe

Mehrheit von 52 Prozent gegeben. 33

Prozent der Befragten waren ganz oder

eher dagegen und recht hohe 15 Prozent

haben sich noch nicht entschieden. (SDA)
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EIDGENÖSSISCHE ABSTIMMUNG

So viel erhalten die Kantone
in unserem Einzugsgebiet

Zürich 233,6

Aargau 104,1

Baselland 45,8

Solothurn 42,9

Basel-Stadt 31,0

Angaben in Mio. Fr. 


